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Menschenrechte grenzenlos: Für einen wirksamen Schutz von LSBTI-Rechten in der Außen- und Ent-
wicklungspolitik

Das Versprechen der Menschenrechte umfasst die Möglichkeit, die eigene sexuelle Orientierung und geschlechtliche

Identität frei und ohne Angst zu leben sowie gleichberechtigt an der Gesellschaft teilzuhaben. Dieses Versprechen ist

weit davon entfernt, eingelöst zu sein. Im Gegenteil: Weltweit sind lesbische, schwule, bisexuelle, trans- und interge-

schlechtlichen Menschen (LSBTI) Gewalt und Diskriminierung ausgesetzt, in vielen Ländern sogar staatlicher Verfolgung und

Kriminalisierung. Während vielerorts die Sichtbarkeit queerer Menschen steigt, kommt es teilweise auch zu gewaltsamen

queerfeindlichen Backlashs.

 

Für die Außen- und Entwicklungspolitik folgt aus diesemBefund ein klarer Handlungsauftrag. Zielmuss es sein, die Lage quee-

rer Menschen zu verbessern und ihre Selbstbestimmung zu stärken. Dabei ist nicht moralisierendes Verurteilen gefragt, son-

dern gelebte Solidarität mit den Menschen, die wegen ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen Identität Gewalt,

Drohungen und Diskriminierung ausgesetzt sind. Wenn wir uns für die Rechte queerer Menschen einsetzen, dann wollen wir

damit reale Veränderungen bewirken.

 

Das imMärz 2021 vorgelegte LSBTI-Inklusionskonzept der Bundesregierung für die Auswärtige Politik und die Entwicklungszu-

sammenarbeit ist einwichtiger Schritt, um diesen Handlungsauftrag zu erfüllen und das Leitprinzip der Agenda 2030 – „Leave

no one behind“ – in die Praxis umzusetzen. Das Konzept muss in der kommendenWahlperiode mit Leben gefüllt, strukturell

in der Arbeit der zuständigen Stellen verankert und mit den erforderlichen finanziellen Mitteln unterlegt werden.

 

Die Covid-19-Pandemie hat denDruck auf queere Communitiesweiter verstärkt. Gerade jetztmuss unsere Priorität daher sein:

“keep the movement alive”.

 

Die SPD-Bundestagsfraktion sowie die sozialdemokratischenMitglieder der Bundesregierungwerden daher aufgefordert, sich

für folgende Maßnahmen einzusetzen:

 

1. Das LSBTI-Inklusionskonzept der Bundesregierung muss operationalisiert und konsequent in die Praxis umgesetzt wer-

den. Dazu zählen Konkretisierungen für spezifische Aufgaben und Politikfelder, einschließlich der Arbeit der Auslands-

vertretungen. In diesemRahmen sind imDialogmit der Zivilgesellschaft konkrete Zielvorgaben zu entwickeln und regel-

mäßig zu überprüfen. Um die effektive Koordinierung der LSBTI-Menschenrechtspolitik sicherzustellen, muss eine klare

Aufgabenzuweisung in den Ressorts und den Auslandsvertretungen sichergestellt sein.

2. Die Stärkung der Menschenrechte von lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen Menschen

muss selbstverständlicher Teil der deutschen Außenpolitik sein. Dazu zählt auch, diese Themen sowohl auf Arbeitsebene

als auch in hochrangigen Gesprächen bilateral gegenüber Partnerländern zu thematisieren und in internationalen Foren

bei entsprechenden Themen eine Vorreiterrolle einzunehmen.

3. Zentral für den Erfolg von LSBTI-Menschenrechtspolitik ist der Dialog mit Aktivist*innen und anderen zivilgesellschaft-

lichen Akteuren in Partnerländern. Die Auslandsvertretungen sind hier in erster Linie gefordert, geeignete Foren und

Formate zu schaffen, um einen solchen Dialog zu organisieren und einen kontinuierlichen Austausch zu ermöglichen.

Ziel muss es sein, dass deutsche Auslandsvertretungen weltweit als LSBTI-freundliche und ansprechbare Orte wahrge-

nommen werden.

1



SPD Berlin

Anträge und Beschlüsse
Antrag 52/II/2021

4. Auf diesem Dialog aufbauend muss ein Schwerpunkt des außen- und entwicklungspolitischen Handelns der Bundesre-

gierung  auf den Bedürfnissen von Aktivist*innen vor Ort liegen und sich nach Möglichkeit an ihren Prioritäten ausrich-

ten. Im Rahmen von entwicklungspolitischen Maßnahmen sollten Aktivist*innen vor Ort über partizipative Strukturen

Entscheidungs- und Gestaltungsmacht erhalten, um sicherzustellen, dass die beabsichtigte Unterstützung das Ziel er-

reicht und in ausreichendemMaße auf die Bedürfnisse der jeweiligen LSBTI-Communities zugeschnitten ist. Dazu kann

auch eine partizipative Evaluierung bestehender Instrumente und Programme durch die Betroffenen zählen. Die Bun-

desregierung sollte sich im europäischen und internationalen Rahmen für einen Austausch von best practices einsetzen,

um von den Erfahrungen anderer Geberländer – etwa denNiederlanden, Schweden und Kanada – profitieren zu können.

5. Damit deutscheUnterstützung vor Ort ankommt,muss insbesondere kleinen und nicht registriertenOrganisationen ein

einfacher und unbürokratischer Zugang zu Fördermöglichkeiten gewährtwerden. Dabei braucht es flexible Instrumente,

einschließlich cash grants, die leicht auf die spezifischen Bedürfnisse von LSBTI-Aktivist*innen und -Communities zuge-

schnitten werden können. Auch Themen wieWohnen, Bildung, Gesundheits- und Finanzdienstleistungen sollten dabei

abgedeckt werden können.

6. Daneben sind bestehende Programme und Instrumente kontinuierlich darauf zu überprüfen, ob sie hinreichend inklu-

siv gegenüber lesbischen, schwulen, bisexuellen, trans- und intergeschlechtlichen Menschen ausgerichtet sind. Bei Pro-

grammen, die nicht ausdrücklich auf queere Menschen ausgerichtet sind, muss mindestens das “do no harm”-Prinzip

gelten. Insbesondere das BMZ soll innovative Maßnahmen zur Integration von queeren Menschen und ihrer Bedarfe in

seinen Vorhaben fördern.

7. Der Schutz von LSBTI-Menschenrechtenmuss sich auch beimUmgangmit queeren Geflüchteten beweisen. Hierzumuss

die Bundesregierung sicherstellen, dass sexuelle Orientierung und geschlechtliche Identität als Fluchtgründe anerkannt

werden und dies in der Praxis effektiv umgesetzt wird. Angesichts der Verfolgungs- und Unterdrückungserfahrungen

queererMenschen erfordert das einen besonders sensiblenUmgang - auchmit Blick auf die bisweilen berechtigte Angst,

dass Angaben und Informationen weitergegeben und im Heimatland bekannt werden könnten. Wenn Geflüchtete im

Heimatland die eigene sexuelle Orientierung oder geschlechtliche Identität zu verheimlichen versucht und auf die Aus-

übung ihrer Rechte verzichtet haben, um Verfolgung zu entgehen, kann dies einem Schutzanspruch nicht entgegenste-

hen. Ein “Diskretionsgebot” darf es nicht geben, auch nicht durch die Hintertür. Die Beurteilung der Verfolgungswahr-

scheinlichkeit bei Rückkehr anhand einer Prognose “diskreten” Verhaltens lehnen wir ebenso ab wie den Verweis auf

“interne Fluchtalternativen” in Staaten mit LSBTI-feindlicher Gesetzgebung. Angesichts der oft massiven inneren Hür-

den, die mit einem Outing verbunden sind, dürfen Asylfolgeanträge nicht mehr mit der Begründung abgelehnt werden,

dass sich die Asylsuchenden bereits im Erstverfahren hätten outen müssen.  

 

Überweisen an

Bundesparteitag 2023, Landesgruppe
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